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Der Gemeinsame Markt und die Englandverhandlungen
Alfred Frisdi, Paris

Das Beitrittsgesudi Großbritanniens sdiuf für den 
Gemeinsamen M arkt eine völlig neue Lage. Gelan­

gen die Verhandlungen zu einem erfolgreichen Abschluß, 
dann wird auf jeden Fall die Europäische W irtschafts­
gemeinschaft ihren Charakter ändern müssen. Sie steht 
nicht zuletzt deswegen vor schwierigen Fragen, weil 
ihre Partner es als eine wichtige Aufgabe betrachten, 
den politischen Kerni d er europäischen Idee zu bew ah­
ren, auch dann, sofern aus dem einen oder anderen 
Grunde eine gewisse Verwässerung des Gemeinsamen 
Marktes hingenommen w erden muß. In  diesem Falle 
wäre ein Ausgleich auf anderem Gebiete erforderlich. 
Natürlich ist es zu früh, sich über den Gang und die 
Ergebnisse der Englandverhandlungeni Gedanken zu 
machen. Niemand kann im Augenblick ihren Ausgang 
Voraussagen.

Hypothesen d er a tlantischen Z usam m enarbeit

Immerhin erscheint es zwedtmäßig, sich etwas ein­
gehender mit der sich aus der jetzigen Lage ergeben­
den Problematik des Gemeinsamen M arktes sowie der 
gesamten atlantisdien Handels- und W irtschaftspolitik 
zu befassen. Man kann hierbei von verschiedenen 
Hypothesen ausgehen, die m ehr oder weniger wahr­
scheinlich sind. Eine Lösung besteht darin, daß der 
Gemeinsame M arkt im Commonwealth aufgeht, d. h. 
sich nach den ursprünglichen V orstellungen des ersten 
britisdien Europaministers M audling in  eine verhält- 
niismäßig lose Freihandelszone verwandelt. Gewisser­
maßen als Gegenstück hierzu läßt sich der globale 
Eintritt des Commonwealth in  den Gemeinsamen 
Markt erwägen. Auf diese W eise w ürde eine recht 
sonderbare und schwerfällige W irtschaftsgemeinschaft 
zwischen dem kontinentalen Europa und der Sterling­
zone entstehen. Beidfe H ypothesen fallen in  dieser 
absoluten Form in das Feld der Theorie.

Im Bereich des Möglichen liegt ein  Mittelweg, der 
gekennzeichnet ist durch die britische Vollmitglied­
schaft im Gemeinsamen M arkt und verbunden ist mit 
mehr oder weniger vorübergehenden Sonderlösungen 
zugunsten einiger Commonwealth-Staaten und einem 
ziemlich ausgedehnten Assoziierungsisystem. Diese 
Hypothese möchten wir den folgenden Überlegungen 
zugrunde legen.

Schwierige A npassung G roßbritanniens

Es stellt sich zunächst die Frage, welche G estalt dieser 
erweiterte Gemeinsame M arkt anzimehmen vermag. 
Dies ist ein sehr wichtiger Punkt, weil bisher, beson­
ders in der Bundesrepublik, der Beitritt Großbritan­

niens als politisch wünschenswert und infolgedessen 
als selbstverstänriiKch hingenommen wurde, ohne daß 
man sich der Mühe unterzog, seine Auswirkungen bis 
zur letzten Konsequenz zu untersuchen. Man w ar also 
nicht bestrebt, zu ermitteln, ob ein derartiger Beitritt 
m it den bisherigen Grundlagen des Gemeinsamen 
M arktes tatsächlich vereinbar ist oder ob es nicht er­
forderlich erscheint, der europäischen Zusammenarbeit 
neue, weitgehend veränderte Richtlinien zu geben.

Die Anpassung. Großbritahnienis an  d ie kontinentalen 
Verhältnisse ist zwar nicht leicht, aber doch keine 
entscheidende Frage, zumal da sie zu einem guten 
Teil ausschließlich vom britischen W illen abhängt. Es 
sei aber immerhin festgestellt, daß eine Wirtschafts­
gemeinschaft für alle Partner von beschränktem W ert 
ist, solange Großbritianinien n id it zum metrischen Sy­
stem übergeht, zumal technische Vorschriften häufig 
ein stärkeres Handelshindemisi diarstellen als Zölle. 
Gemeinsamer M arkt bedeutet A rbeitsteilung und tech­
nische Zusammenarbeit auf allen  Gebieten.

Nicht zu unterschätzen sind ferner d ie  Schwierigkeiten, 
die sich aus einer völlig verschiedenartigenj Rechts­
auffassung und Gesetzgebungsmaschine ergeben. Groß­
britannien hat sehr zahlreiche Traditionen, aber sehr 
wenig geschriebene Gesetze. Hierdurch w ird die in 
den Rom-Verträgen vorgesehene Harmonisierung der 
Gesetzgebung nicht erleiditert. Es w ird zu w enig be­
rücksichtigt, daß der Gemeinsame M arkt mit einem 
zwar nicht juristischen, aber praktisch recht weit­
gehenden Souveränitätsverzicht verbunden ist und 
ein derartiges V erhalten Großbritannien noch viel 
ferner liegt als Frankreich. W ie dem auch sei, hierbei 
handelt es sich vorwiegend um interne britisch© An- 
passungsschwierigkeiten, die den  Gemeinsaimen M arkt 
nicht unm ittelbar berühren. Das Kernproblem aber 
betrifft in enger Verflechtung die Zukunft des Com­
monwealth und die Rohstoffversorgungspolitik der 
britisdien Industrie.

S o lid a ritä t e in er G em einschaft

Man vereinfacht die Dinge etwas, wenn man behauptet, 
Großbritannien stünde vor der W ahl zwischen Europa 
und dem Commonwealth. Dies w ürde voraussetzen, 
daß sich das Commonwealth in  einer Zollpräferenz 
erschöpft, was jedoch keineswegs der Fall ist. Es be­
stehen politische und sentim entale Bande, die vor­
läufig von der britisch-europäischen Zusammenarbeit 
nicht berührt werden. Getragen wird das Common­
wealth außerdem von der Steriingzone, die nicht zuletzt
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ein außergewöhnlddies W erkzeug des W elthandels 
darslellt und hierm it über das Gommoniwealth hinaus­
ragt, gleichzeitig aber von Großbritannien allein nidit 
m ehr getragen werden kann.

Der Kreis um Jean  Monnet, der als erster im Lager 
der Europäer für eine enge Verbindung mit Großbri­
tannien ehrlidi und energisdi eintrat, ging von einer 
völlig anderen A lternative aus, näm lidi Rettung der 
Sterlingzone durdi eine europäisdie W ährungszusam­
m enarbeit oder V erlust des Commonwealth für Groß­
britannien, weil der Zement der Sterlingzone ohne 
europäisdie Lösung nadi und nadi abbrödceln müßte. 
D urdi den Beitritt zum Gemeinsamen M arkt konsoli­
diert infolgedessen Großbritannien nad i d e r These 
M onnets d ie  Sterlingzone, w ährend es gleidizeitig 
Europa zu einer W ährungsunion zwingt und  hierm it 
notwendigerweise zu einem w eitgehenden politisdien 
Zusammensdiluß.

London verteidigt vor eillem die Grundlagen seiner 
Handels- und Indaistriepolitik. Da es selbst, von Kohle 
abgesehen, keine Rohstoffe besitzt und audi für seine 
Lebensmittelversorgung zu über 50 “/o von der Einfuhr 
abhängt, m ödite es w eiterhin auf günstigste, w elt­
w eite und zollfreie Rohstoffversorgung W ert legen. 
In dieser Beziehimg übersdinitten sidi d ie  wirtsdiafts- 
politisdien W ege des Kontinents nie mit denjenigen 
Großbritanniens, das sid i zwar für seine Industrieer­
zeugnisse einen sehr protektionistisdien Zolltarif gab, 
jedodi' für Rohstoffe und A grarprodukte dem Frei­
handelsgrundsatz w eitgehend treu bUeb. Paradoxer­
weise legt e s  in den V erhandlungen mit dem Gemein­
samen M arkt m ehr das Sdiwergewidit auf eine libe­
rale, w eltweite Handelspolitik, obwohl für Fertiger­
zeugnisse seine Zölle ganz em pfindlidi über dem ge­
meinsamen Zolltarif der EWG liegen. Der britisdien 
Industrie dürfte die Anpassung an diesen, vielleidit 
nodi um 20“/o zu verringernden Tarif ernste Sorge 
bereiten, ohne daß sidi ihre Regierung hierum vor­
läufig kümmert.

Großbritanniens liberale Rohstoffeinfuhrpolitik stellt 
sowohl für die Landwlrtsdiaft wie für einige Grund­
industrien den Charakter des Gemeinsamen M arktes 
in  Frage. Die EWG legt W ert darauf, einen größeren 
und gesdilosseneren W irtsdiaftsraum  m it interner 
Solidarität und Präferenz zu sdiaffen. Der liberale 
Geist geht ihr zwar n id it ab, aber dieser Liberalismus 
setzt unter Vermeidung der A ussdiließlidikeit sowie 
der A utarkie gewisse Prioritäten zugunsten der Part­
ner, seien sie Vollmitglieder oder nur assoziiert, vor­
aus, w ährend Großbritannien diese w irtsdiaftlidie 
Solidarität nur sehr besdiränkt anerkennen will und 
die Lösung der europäisdien sowie der atlantisdien 
W irtsdiaftsproblem e unverändert, wie zu Zeiten Maud- 
lings, vorwiegend im weltweiten Freihandel sieht, 
allerdings mit, der Bereitsdiaft, einige w irtsdiaftspoli- 
tisdie Bindungen der EWG als notwendiges Übel hinr 
zunehmen.

Voraussetzung bleibt hierbei für London, daß sidi 
seine Grundsätze für die industrielle und lamdwirt- 
sdiaftlidie Rohsitoffversorgung allgemein durdisetzen.

Um es seh r kraß und  vielleidit etwas überspitzt aus­
zudrücken: Für den Gemeinsamen M arkt w äre es 
leidtter, alle Commonwealth-Staaten als Vollmitglie­
der unter Beibehaltung seines Zoll- und W irtschafts­
systems aufzunehmen, als den  englisdien Wunsch 
nach weltweitem  Freihandel für Rohstoffe mit seinem 
Präferenz- und prioritätsbedingten Grumdcharakter zu 
vereinbaren.

Z urückdrängung des C om m onw ealth

Nach unserer A rbeitshypothese muß durch die V er­
handlungen ein Ausgleich zwischen Großbritannien 
und dem Gemeinsamen M arkt erzielt werden. Er 
dürfte sehr vielfältiger A rt sein und auf beiden Seiten 
erhebldciie Zugeständnisse voraussetzen. Die briUsche 
Ausgangisstellmig, die in der einen oder anderen Form 
alle Commonwealth-Präferenzen auf dem britischen 
M arkt aufrechterhalten wollte, ist für d ie  EWG selbst­
verständlich unannehmbar.

Für alle Agrarerzeugnisse wird m an wohl m it Zoll- 
kontingenten arbeiten müssen, in  dem  Sinne, daß 
genau festzusetzende M engen von Großbritannien 
zunächst nach den gleichen Bedingungen wie bisher, 
d. h. un ter W ahnm g der Commonwealth-Präferenz, 
eingeführt w erden können, mit dem  Ziel, diese Aus­
nahm en zeitlichi zu begrenzen, bei langsam rückläu­
figem Umfang. Ein heißes Eisen sind d ie billigen 
Industrieerzeugnisse der unterentw ickelten Common­
wealth-Staaten, die zur Zeit nach Großbritannien mit 
oder ohne Präferenzzoll, aber auf jeden Fall kontin­
gentfrei, eingeführt w erden können. Die europäischen 
Länder lehnen die Beibehaltung dieses Systems, selbst 
un ter Einschaltung einer U rsprungskontrolle für den 
W eiterversand aus G roßbritannien nach dem Konti­
nen t ganz entschieden ab. Sie bestehen auf einer ge­
meinsamen Handelspolitik gegenüber allen Biliigpro- 
duktionsländem .

Schwierigkeiten versdiiedener A rt lassen sich schließ­
lich durch eine Verringerung oder Beseitigung des 
gemeinsamen Einfuhrzolls sowie durch die Assozi­
ierung überwinden. Es ist anzunehmen, daß der Ge­
meinsame M arkt Großbritannien ersucJien wird, sich 
dem Rahmeni seiner eigenen Assoziierungspolitik, die 
sich auf Entwicklungsländer mit ergänzender W irt­
schaft ohne direkte Konkurrenzgefahr besdiränkt, an­
zupassen. Außerdem muß ein zahlenm äßiges Gleichge­
wicht (nach der Bevölkenmgsstärke) zwischen den 
M itgliedern der Europäischen W irtsdiaftsgemeinschaft 
und den assoziierten überseeisdien Partnern' aufrecht­
erhalten werden. Beide K riterien schließen In'dien und 
Pakistan aus und begrenzen die Assoziierung im 
wesentlichen auf die afrikanisdien Staaten, in  Aus­
weitung der. vom Gemeinsamen M arkt von Anfang 
an in die W ege geleiteten europäisch-afrikanischen 
Zusammenarbeit. Soweit andere Interessen zu berück- 
siditigen sind, muß es in Form langfristiger Handels­
verträge, die von der W irtsdiaftsgemeinschiaft mit den 
einzelnen S taaten abgesdilossen werden, geschehen.
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Letzte K o n teq u en si E in w eltw eites H andels- und  
Zollsystem  ?

Um zu einem vollständigen Bild der zukünftigen Euro­
päisdien Gemeinsdiaft nach. E intritt Großbritanniens 
in die EWG zu gelangen, muß man aucii die wahr- 
sdieinlidien w eiteren Partnerschaften berücksichtigen. 
Dänemark und voTaussiditlidi auch Norwegen w erden 
ebenso w ie Großbritannien der EWG beitreteni. Mit 
Grieciienland besteht bereits ©in Assoziierungsver­
hältnis, mit der Türkei und m it Irland begannen die 
Verhandlungen. Es is t unwahrscheinlich, daß Spanien 
abseits bleiben wird, ebensowenig w ie Portugal. 
Kurzfristig würde diemnadi die EWG 9 Vollmitglieder 
zählen und in  etwas fernerer Zukunft mit Griechen­
land, Spanien sowie vielleicht Portugal und Irland 
12 bis 13. Sogenannte unpolitische Assoziierungsab- 
kommen, auf W arenaustausch, Zollpolitik und viel­
leicht auch verschiedene wirtschaftspolitische Maß­
nahmen beschränkt, siind schließlich m it Österreich, der 
Schweiz und Schweden zu erw arten. Dies bedeutet, 
■daß der neue Gemeinsame M arkt in  der einen oder 
anderen Form ganz W esteuropa erfaßt, ferner einen 
erheblichen Teil A frikas mit mengenmäßig stark  ins 
Gewicht fallenden Sonderregelungen zugunsten zahl­
reicher Commonwealth-Staaten.

Diese Entwicklung w ird bedleutende organisatorische 
und handelstechnische A uswirkungen haben. Organi­
satorisch gelangt man zu einem äußerst schwerfälligen 
System, das schon je tzt v ier Amtssprachen hat. W ie 
viele Mitglieder soll die Europäische Kommission zäh­
len, wie w ird ein M inisterrat, der für den  Ausbau der 
europäischen Zusam menarbeit bald einmal wöchent­
lich tagen muß, bei einer derartig vielsdiichtigen Zu­
sammensetzung arbeitsfähig sein? Hierzu kommen 
verschiedene Kategorien assoziierter Staaten. Auch 
das Netz der Handelsabkommen mit seinen Sonder­
begünstigungen ist nicht leicht in  Ordnung zu halten. 
Man gelangt schließlich zu einer sonderbaren V er­
schachtelung m it zahlreichen, von Land zu Land wech­
selnden Bedingungen für die Zusammenarbeit.

Jean Monnet und sein Kreis möchten diesem vexwal- 
tungsmäßigen Chaos dadurch entgehen, daß sie  die 
Zahl der M itglieder des Gemeinsamen M arktes mög­
lichst beschränkeiiv ein  einheitliches Assoziierungsver- 
hältmis mit Afrika schaffen und alle anderen Fragen 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) überlassen wollen, mit der 
Aufgabe, etwaige handelspolitische H ärten durch zoll- 
technische Zugeständnisse auszugleichen.

Noch grundlegendere A uswirkungen ha t der auf Grund 
eines etwaigen Kompromisses ausgew eitete Gemein­
same M arkt auf den W eltw arenverkehr. Kontinental­
europa und die Sterlingzone sind für den überwiegen­
den Teil des W elthandels verantwortlich. Es ist so 
gut w ie umnöglidi, eine Trennungslinie zwischen die­
sem handelsmäßig einflußreichen Block und den ande­
ren Ländern zu ziehen. W enn man Zollkontingente 
für australischen und kanadischen W eizen festsetzt, 
kann man nidit A rgentinien und die USA abseits lie­
gen lassen. Das gleiche gilt für Butter, für W olle, für 
Tabak und zahlreiche andere Erzeugnisse. Entweder

mit Lufthansa
Mit der Boeing Jet 720 B zu wichtigen Zen­
tren afrikanisciier W irtschaft und Touristik. 
Von dort gute Verbindungen im innerafrika­
nischen Streckennetz.
Auch auf den neuen Strecken die preisgün­
stige Economy-Klasse, für hohe Ansprüche 
der Senator-Service,
Ihr lA T A -A gent oder ihr L U F T H A N S A -  
Stadtbüro berät Sie gern.
Ab 2. März 1962* zweimal wöchentlich 
FRANKFURT LAGOS ACCRA  
Ab 15. Mai 1962*zweimal wöchentlich 
FRANKFURT ATHEN KHARTOUM  
NA IROB I SAL ISBURY  
JOHANNESBURG

•  vorbehaltlich Regiefungsgenehmigunö

LUFTHANSA
führend im Service an Bord
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man gelangt zu w eltweiten Produktionsabkommen, 
w ie dies bereits von der Internationalen Föderation 
Landwirtscbaftlidier- Erzeuger (IFAP) gefordert wird, 
oder aber m an kehrt zu einer an Reibungsflädien 
reichen und auf die Dauer nicht haltbaren Diskrimi­
nierung zurück. Andererseits ist es im,vorsteIlbar, für 
Industrieerzeugnisse einen Außenzolltarif fast aus- 
sdiließlidi gegienüber den USA, Kanada und Japan 
aufrechtzuerhalten. W eshalb sollte man ferner die ge- 
meins.ame Handelspolitik gegenüber dem  O sten oder 
gegenüber Billigproduktionsländern ohne amerikani- 
sdie Beteiligung ausarbeiten? Selbst wenn die erw ei­
te rte  europäisdie Zoll- und W irtschaftsunion ganz den 
Bedingungen des GATT entspridit, w ird durch ihre 
Verwirklidiung diese internationale Zollorganisation 
praktisdi arbeitsunfähig, weil all ihre Entsdieidungen 
ini den Händen eines Wirtsdiaftsblocks, der für über 
zwei Drittel des Welthandtels verantw ortlidi zeidmet, 
liegen.

V iele Beobachter halten es für unw ahrsdieinlidi, daß 
der Gemeinsame M arkt nad i dieser starken Auswei­
tung nicht bis zur letzten Konsequenz geht, d. h. zu 
einem w eltweiten Handels- und Zollsystem gelangt, 
m it langfristigen Abkommen für Rohstoffe und Agrar­
produkte sowie mit der Beseitigung d er Einfuhrzölle 

, für Industrieerzeugnisse, unter Gleichstellunig' Europas 
mit den USA.

W enn sidi sediis Länder zusammensdiließen, um  eine 
W irtsdiaftsunion zu bilden, können sie sid i gegen­
seitig eine gewisse Vorzugsstellimg einräum en und 
gegenüber der Außenwelt entsprediend diskriminie­
ren, weil sie keine beherrschende Position besitzen 
und sidi lediglidi anderen, schon bestehenden Größen­
ordnungen anpassen, den USA, der UdSSR, dem 
Commonwealth. Die Dinge liegen aber anders, wenn 
sich d ie Konzentration, um Begriffe der Privatw irt­
schaft zu verwenden, zu einem beherrschenden Trust 
ausweitet, mit der M öglidikeit, die Außenstehenden 
diskriminierend zu erdrücken. Dann läßt sich ein 
intem ationales V ertrauensverhältnis allein  dadurch 
w iederherstellen, daß man diejenigen, die W ert dar­
auf legen, in die Gemeinsdiaft aufnimmt, d. h. einen 
w eltweiten Freihandel verwirklicht.

D ie USA und d ie  Z ukunft d e r  europäischen Idee

Kehrt man von diesen zwangsläufig theorefechen Zu­
kunftsaussichten zur Gegenwart zurück, stellen sich 
zwei konkrete Fragen: 1. W ie w erden sich die USA 
gegenüber der europäisch-britisdieni Entwicklung ver­
halten? 2. W eldie Möglichkeiten bestehen noch für die 
europäisdie Idee, die niidit zuletzt einen politischen 
Beweggrund besitzt und der Verteidigung der europä­
ischen Interessen im engeren Sinne dienen soll?

Die USA hatten zunächst aus politischen Gründen 
Großbritannien ermutigt, dem  Gemeinsamen M arkt 
beizutreten, ohne sich über die wirtscfaaftlichein Folgen 
eines derartigen Schrittes allzu viele Gedanken zu 
machen. Sie wollten London ganz einfadi zu verstehen 
geben, daß sie im Gemeinsiamen M arkt einen für die 
w estlidie Politik ungeheuer wichtigen Faktor sehen 
und nicht zulassen, daß irgendein Land versucht, diese

europäisdie Einheit zu schwächen. W enn Großbritan­
nien wdrtsdiaftliche Befürchtungeni hege, dann gebe es 
nur eine Lösung: den Beitritt zum Gemeinsamen 
Markt. Außerdem entsprid it e s  der Politik Präsident 
Kennedys, Großbritannien auf die europäische Ebene 
zu stellen und im westlichen Lager zu einer verein­
fachten politischen Partnerschaft zu gelangen: die 
USA auf der einen Seite, Europa auf der anderen. 
Nach diesen ursprünglichen am erikanischen V orstel­
lungen durfte es kein, Commonwealth-Problem mehr 
geben. Großbritannien hätte  sich für Europa zu ent­
scheiden und das Commonwealth un ter Bildung ande­
rer regionaler Gruppen sidi selbst zu überlassen.

Inzwischen erkannten die Amerikaner, daß sie die 
Dinge etw as zu einfadi sahen. Sie sind sich bewußt, 
mit dem Beitritt Großbritanniens zum  Gemeinsamen 
M arkt zahlreidien Schwierigkeiten entgegenzusteuem '. 
Es droht ihnen vor allem eine Beeinträchtigung ihrer 
Interessen, w enn sie außerhalb der europäisdi-briti- 
sdien Zollumon blieben. Außerdem  m üssen sie sich 
wohl oder übel um das wirtschaftlidie Schicksal Süd­
am erikas sowie Japans kümmern, zwei w eitere Außen­
seiter, denen eine empfindliche Benachteiligung zu­
gunsten des Commonwealth droht. Schließlich geht 
es den USA sehr darum, -die politisch© Konzeption des 
Gemeinsamen M arktes, d. h. des geein ten  Europas als 
gleidiberechtigter und gleichgewiditiger Partner, ohne 
weltw eite Verw ässerung zu bewahren. N iem and weiß 
vorläufig in  W ashington, w ie die verschiedenen W ün­
sche und  Tendenzen auf einen gem einsamen Nenner 
gebradit w erden können.

Um zusammeneufassen; Die USA unterstützen kräftig 
den Gemeinsamen Markt. Sie sind M itglied der OECD, 
der sie jedoch keineswegs das GATT zu opfern ge­
denken, w ährend sie gleichzeitig auf politischer Ebene 
eine Atlantische Union anstreben, ohne deswegen be­
reit zu sein, auf ihre außenpolitische Bewegungsfrei­
heit in Lateinamerika oder O stasien zu verzichten. 
Diese V ielgleisigkeit entspricht d e r Notwendigkeit 
für die amerikanische Diplomatie, auf allen Schach­
brettern  der W eltpolitik gleichzeiitig zu spielen. Da­
neben besteht der Wunsdi-, die am erikanischen W irt- 
sdiaftsinteressen unbedingt zu wahren, ohne sie desi- 
wegen für d ie  amerikanischen Beziehungen zur Um­
welt zu einer Hypothek w erden zu Hassen. Es is t ver­
ständlich, daß W ashington u n te r diesen Umständen 
nodi nicht weiß, wie es zu den  V erhandlungen Eng­
lands mit dem  Gemeinsamen M arkt Stellung nehmen 
soll. A llerdings hat als wahrschieinlich zu gelten, daß 
die USA bald  auf w eltweiten Lösungen für Zoll- und 
Handelspolitik bestehen werden, und zw ar sowohl 
innerhalb der OECD w ie 'im GATT. Die Europapolitik 
gelangt hierdurch an eine W eiche m it einer Abzwei­
gung in Richtung der w eltw eiten H andelspolitik und 
einer anderen in  Richtung des politisdien europäi­
schen Kerns.

Am erika ist nicht in der Lage, auf seinen Zolltarif 
und eine selbständige W irtschaftspolitik zu verzichten. 
Dagegen legt es großen W ert au f einen internationalen 
Zollabbau, sowohl zugunsten seiner Ausfuhr w ie zur 
Unterstützung der EntwicklungsländeT. Ebenso interes­
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siert ist es an einer ständigen TucMühlung mit der 
europäisdien' Wirtsidiaft, die sid i nädit zuleizt für 
W ährungsfragen der atlan tisd ien  Solidarität bewußt 
bledben soll. Da es, w ie bereits erwähnt, unvorstellbar 
ist, eine Trenmungslme zu ziehen zwisdien dem Ge­
meinsamen M arkt und der Sterlingszone einerseits, 
der restlidien W elt andererseits, muß diie Lösung 
einer Reih© von Frageni zwangsläufig to  d ie  OECD 
und in das GATT verlegt werden. Die USA halten es 
für zwedsmäßig, alle ZollfTagem dem  GATT zu über­
lassen, die OECD jedodi mit W ährungspolitik, W irt­
schaftspolitik imd EntwiddungshiUe zu befassen. Der 
Begriff der W irtsdiaftspolitik is t wahrsdiielnlidi bis 
auf w eiteres einsdiränkend zu initerpretieren. Dagegen 
sdieinen di© USA einer engeren währungspolitisdien 
Zusammenarbeit keinesw egs abgeneigt zu sein.

Die ideale Lösung wäre es dem nadi, den Gemeinsa­
men M arkt auf einen kleinen Kern zu besdiränken: 
seine jetzigen sedis Partoerstaaten  zusammen mit 
Großbritannien'und viellteidit Dänemark — alles wei­
tere jedodi der OECD und dem  GATT zu überlassen, 
einsdiiließlidi der Beziehungen zwisdien Großbritan­
nien und dem Commonwealth unid aud i einsdiließlidi 
des, wie bereits angedeutet, sehr komplizierten Asso­
ziierungsverfahrens, von d er europäisdi-afrikanisdien 
Assoziierung, d ie  im  Rom-Vertrag verankert ist, natür- 
lidi abgesehen.

Die Zusammenarbeit des erw eiterten Gemeinsamen 
Marktes mit der W elt se tzt vor allem eine liberale 
Zoll- und Handelspolitik voraus. H ieran wollen und 
müssen sidi die USA von Anfang an) beteiligen. Es 
wäre dem nadi wenig zwedcentsprediend, den Ge­
meinsamen M arkt m it den  zolHedinisdien Erforder­
nissen des Commonwealth zu belasten. Dagegen 
könnte er zum Motor der OECD und vielieid it audi 
des GATT werden, indem er jew eils einheitlidie Vor-

sdiläge uniterbreitet und sein ganzes Gewidit in  die 
internationale W aagsdiale wirft. Gerade fü r die welt­
w eite Koordinierung der W ährungs- und Handels­
politik ist eine derartige Triebkraft, die über eine 
innere Gesdiiossenheit verfügt, unentbehrlidi.

Um den  Gemeinsamen Markt, d. h. d ie  europäisdie 
Idee, vor einer w eltweiten Verwässerung zu bewah­
ren, bedarf es sdilaeßlidi n id it zuletzt eines starken 
politisdien W illens, einer Rüdckehr zu den Ursprungs­
quellen, denn die europäisdie Einigung w urde stets 
aus politisdien Gründen augestrebt, wobei m an die 
w irtsdiaftlidie Zusam menarbeit hauptsädilidi als 
W erkzeug, als Etappe betraditete. W enn der Gemein­
same M arkt die Handels- und Zollpolditik an die OECD 
und dais GATT abgibt, wenn er bereit ist, sddi zu 
eiuem w eltweiten Liberalismus zu bekennen, dann 
muß er seinen ZusammeniiaJt auf poliitisdier Ebene 
finden, mit V erw irklidiung einer europäisdien Kon­
föderation a ls  Vorstufe der Föderation. In den Be- 
reidi d e r Politik fällt danni audi die wirtsdiaftMdie 
Harmonisierung, die V erw irklidiung jener Wirtsdxafts- - 
Union, die w eit über die Zoll- und Handelsunion hin­
ausgeht. Die USA sind  m it diesem  Verfahren; voll 
einverstanden. Sie benötigen ein geeintes Europa ver­
nünftiger Größenordnung und mit natürlid ter Soli- 
daritätsgrundliage als w estlidien Partner. Es wäre 
mehr als wünsdienswert, daß sich an dieser politisdien 
.Gemeinsdiaft audi Großbritannien beteiligt, daß sie 
sidi aber audi auf einen verhältnism äßig kleinen 
Kreis besdiränkt, weil ihre Sdilagkraft im umgekehr­
ten V erhältnis steht zu der Zahl ihrer Mitglieder. Je  
mehr sidi übrigens Europa politisdi gestärkt und 
innerlidi geseMossen fühlt, desto le id iter fällt es ihm, 
sid i zu einer weltweiten, liberalen Handelspolitik 
durdizurdngen, um auf diese W eise seine Verpflidi- 
tungen gegenüber den Entwidclungsländern, dem 
Commonwealth und den USA zu erfüllen.

Österreich sucht Arrangement mit Brüssel
Dr. Kurt Wessely, Wien

Am 15. Dezember 1961 bat der V ertreter ö ste r- 
reidis gemeinsam mit seinen Kollegen aus den 

beiden anderen neutralen EFTA-Staaten Sdiweiz und 
Sdiweden in  Brüssel dem  deutsdien  Vizekanzler Er­
hard das Gesudi um Aufnahme von Verhandlungen 
mit der EWG übergeben, das dankend akzeptiert 
wurde. W ann die V erhandlungen beginnen und wann 
sie abgesdilossen sein werden, das vermag heute nodi 
meinand zu sagen.

D er po litische A spek t d er  In tegra tion

Wohl aber ist anzunebmen, daß sidi die EWG bei 
diesen Verhandlungen ernstlidi mit den politisdien 
Problemen neutraler Staaten auseinandersetzen muß 
und ihnen mehr V erständnis entgegenbringen wird als 
den Sonderwünsdieni, die auf der w irtsdiaftspolitisdien

Ebene liegen. Durdi die Anmeldung soldier Forde­
rungen, an denen es in  der V ergangenheit n id it ge­
fehlt hat, werden die Verhandlungen im Falle ö ste r- 
reid is zweifellos nodi mehr ersdiw ert als du rd i die 
Rüdssiditnahme aut die Sowjetunion, die bereits zwei­
mal offiziell am Ballhausplatz ihre Bedenken gegen 
die Teilnahme ö ste rre id is  an der westeuropäisdien 
Integration vorgebradit hat, w as sie sidier nodi auf 
anderen W egen w iederholt hat.

Der endgültige BesdilUß des österreidiisdien M inister­
rates, der übrigens nad i dem V orgehen Englands 
und einer Solidaritätserklärung des EFTA-Rates mit 
den Verhandlungen Englands n id it mehr zweifelhaft 
sein konnte, erfolgte fast gleidizeitig mit der zweiten 
sow jetisdien Vorstellung, ö s te rre id i b rad ite  somit 
k lar zum Ausdrudc, daß es sddi in dieser Frage nidit
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